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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Sécurité intérieure

Einstimmig überwies der Ständerat in der Sommersession 2021 ein Postulat seiner SiK,
womit der Bundesrat darüber Bericht erstatten muss, ob zum Thema Hassreden
gesetzliche Lücken bestehen. Er soll insbesondere darlegen, was für strafrechtliche,
präventiv-polizeiliche und andere öffentlich-rechtliche Mittel zur Verfügung stehen, um
das öffentliche Auffordern zu Hass sowie die Einfuhr und Verbreitung von
extremistischem Propagandamaterial zu unterbinden. Die Kommission hatte das
Postulat im Anschluss an eine Expertenanhörung zur Bedrohung der Schweiz durch den
dschihadistisch motivierten Terrorismus eingereicht. 1

POSTULAT
DATE: 08.06.2021
KARIN FRICK

In Erfüllung eines Postulates der SiK-SR legte der Bundesrat im November 2023 einen
Bericht vor, in dem er sich mit der Frage auseinandersetzte, welche strafrechtlichen,
öffentlich-rechtlichen und präventiv-polizeilichen Möglichkeiten und
Herausforderungen bestehen, um gegen Hassrede vorzugehen. Er kam zum Schluss,
dass in der Schweiz das Strafrecht die meisten Möglichkeiten biete, um gegen Hassrede
vorzugehen, und zwar unabhängig davon, ob diese online oder offline stattfinde.
Hassrede stelle allerdings kein im schweizerischen Recht verwendeter Begriff dar,
sodass unterschiedliche Bestimmungen – Gewaltdarstellungen (Art. 135 StGB),
Ehrverletzungen (Art. 173 ff. StGB), Drohung (Art. 180 StGB), Nötigung (Art. 181 StGB),
Verbrechen oder Vergehen gegen den öffentlichen Frieden (Art. 258 ff. StGB), davon
insb. die öffentliche Aufforderung zur Gewalt (Art. 259 StGB), sowie Diskriminierung
und Aufruf zu Hass (Art. 261bis StGB) – Anwendung finden könnten. Sowohl im Straf- als
auch im Zivilrecht sei die Rechtsdurchsetzung mangels Zugriff auf benötigte (digitale)
Daten, welche sich oft auf Servern im Ausland befänden, allerdings schwierig. 
Der Bundesrat habe im April 2023 aufgrund seines Berichts «Intermediäre und
Kommunikationsplattformen: Auswirkungen auf die öffentliche Kommunikation und
Ansätze einer Governance» das BAKOM beauftragt, eine Vernehmlassungsvorlage zur
Regulierung von Kommunikationsplattformen auszuarbeiten. Zudem arbeite der
Bundesrat aktuell an der Umsetzung der Motion 18.3592, die den
Informationsaustausch unter den Polizeibehörden der Kantone und des Bundes
vereinfachen soll. Verbesserungen seien zudem beim Bedrohungsmanagement
angezeigt, damit Hass und Hetze besser erkannt und bekämpft werden könnten. Nicht
zuletzt enthalte auch das Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film
und Videospiele Verpflichtungen zur Errichtung von Meldesystemen, die die
Verbreitung und Sichtbarkeit von Hassrede eindämmen helfen könnten. Über die im
Bericht erwähnten Massnahmen hinaus sah der Bundesrat derzeit keinen
gesetzgeberischen Handlungsbedarf. 2

RAPPORT
DATE: 15.11.2023
LUKAS LÜTOLF

In der Sommersession 2024 schrieb der Ständerat im Rahmen des Berichts des
Bundesrates über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2023 das
Postulat der SiK-SR zur Frage, ob bei Hassreden gesetzliche Lücken bestünden, ab. Der
Bundesrat hatte in seinem schriftlichen Antrag auf Abschreibung auf den im November
2023 veröffentlichten Bericht zum Thema hingewiesen und das Postulat somit als erfüllt
betrachtet. 3

POSTULAT
DATE: 11.06.2024
LUKAS LÜTOLF

1) AB SR, 2021, S. 512 f.
2) Bericht Bundesrat 15.11.23; Medienmitteilung BR vom 15.11.23
3) BBI 2024, 831 (S. 63)
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